Mobilmachung 1914
Wie schwer  es  oft hält,  Wünsche und Begehren des Personals bei unseren Verwaltungen durchzubringen, auch wenn dieselben noch so sehr der Gerechtigkeit und Billigkeit entsprechen, zeigt die Erledigung einer  Angelegenheit,  deren Anfang  fast um ein Jahr zurückreicht.
Nach der Demobilisation unserer Landwehrtruppen im Herbst 1914 wurde dem Betriebspersonal der Tag nach dem Entlassungstag als Ruhetag eingeräumt, den Geleise- und Werkstättearbeitern dagegen als  Arbeitstag  angerechnet.    Diejenigen, welche nicht zur Arbeit angetreten waren, büßten am Zahltag vom 30. September 1914 einen Taglohn ein.  Trotzdem einige Kollegen noch Urlaub zur Verfügung hatten, und gerne für  diese Versäumnis sich einen Tag hätten abschreiben lassen, wurde ihrem Wunsche nicht entsprochen.
In  einer Eingabe vom 2. Oktober 1914 erlaubten wir uns, für dieses Personal, mit Rücksicht  auf  die  kolossalen  Strapazen, die damals diese Truppen hinter sich hatten, ebenfalls einen bezahlten Ruhetag zu verlangen.  In einem Antwortschreiben der Direktion vom 16. Oktober 1914 wurden wir abgewiesen mit der Begründung,  dieses Personal hätte ja jeden Sonntag frei. Man yergass aber ganz, dass diese Truppen während ihres Militärdienstes wenig  oder gar nie frei hatten.  Wir standen unter dem Militär-Eisenbahngesetz und mussten uns mit dem Bescheid der Verwaltung abfinden.
Doch mit des Geschickes Mächten ist kein ewg'er Bund zu flechten. 
Denn kurz bevor unsere 4. Division neuerdings  aufgeboten  wurde,  erließ die Verwaltung  am  8. März 1915  folgende Bekanntmachung:
Dem Personal,  welches demnächst wieder einzurücken hat, werden folgende Verhaltensmassregeln  bekanntgegeben:
1. Der Dienst  ist  bis  vor  dem Einrückungstag zu versehen und bei militärischen Beurlaubungen, sowie nach dem Entlassungstag sofort wieder aufzunehmen.
2. Alle Einrückenden haben sich, sofern dies nicht schon geschehen, wenigstens zwei Tage vorher bei der entsprechenden Dienststelle persönlich abzumelden.  Solche, welche nach einem Korpssammelplatz einzurücken haben, welcher ein Abreisen tags zuvor erfordert, haben dies bei ihrer Abmeldung mitzuteilen und zu erklären.
3. Für Dienstversäumnisse vor dem Einrückungstag,  bei  militärischen Beurlaubungen und nach dem Entlassungstag, für welche ein Verschulden nachgewiesen werrden kann, erfolgt Lohnabzug und disziplinarische  Bestrafung.
4. An  Stelle  des  Militärurlaubes  kann kantonaler Urlaub oder noch fälliger Erholungsurlaub nachgesucht werden, sofern eine bezügliche Einteilung nicht schon erfolgt ist.
5. Die sofortige Übernahme des Dienstes bei militärischen Beurlaubungen und nach dem Entlassungstage hat auch dann zu erfolgen, wenn der Betreffende auf den Diensttabellen noch nicht vorgesehen bezw. eingeteilt sein sollte. Beim Fahrpersonal ist in solchen Fällen zu D 2 anzutreten,  bei den übrigen Dienstabteilungen zum gleichen Dienste wie vor dem Einrücken.
Verwaltung der kantonalen Strassenbahnen
Der Direktor: Sign. Amold Gysin
Was war der Grund zu dieser drakonischen Bekanntmachung?
Am 1. August 1914 mussten sämtliche militärdienstpflichtigen Billeteure ihre Geldtaschen und Billets abgeben. Für Sonntag den 2. August wurde der Betrieb infolge Personalmangels bedeutend eingeschränkt. Über 300 Kollegen mussten unter die Fahne eilen.  Die ganze Stadt war außer Rand und Band; viele Leute hatten den Kopf verloren.
Gegen Ende des Jahres, als die Angst wieder etwas aus den Gliedern war, entdeckte man plötzlich auf der Verwaltung, dass ja einige Trämlersoldaten nicht am 2., sondern erst am 3. und 4. August mobil gemacht worden waren. Flugs wurde addiert, wie mancher Taglohn zum T… sei.  Freilich vergass man dabei auch auszurechnen, wie viele Franken durch den mangelhaften Betrieb vom 2. bis 7. August 1914 auf der Linie 6 verloren gegangen waren.
In einer Eingabe vom 13. April 1915 nahm der Verein zu der obigen Bekanntmachung Stellung.  In ihrem Antwortschreiben vom 6. Mai teilte uns die Verwaltung mit, dass sie sich der Verschleuderung von Arbeitslöhnen nicht schuldig machen dürfe. Sie könne an der Bekanntmachung nichts ändern, sie entspreche dem Gesetz.  Das letztere mag ja buchstäblich genommen richtig sein, doch sollte man erwarten dürfen, dass unsere oberen Beamten, die doch ohne Ausnahme alle höhere militärische Chargen bekleiden, auch für den gemeinen Soldaten,  für den der Militärdienst kein  Sport ist,  etwas  mehr Herz und Gefühl hätten.
Nach dieser Niederlage blieb dem Verein nichts anderes  übrig,  als  sich  direkt  an das Finanzdepartement zu wenden. In einer ausführlichen Eingabe vom 26. Mai 1915 an den Vorsteher des Finanzdepartements zuhanden der Strassenbahnkommission legten wir unsere Gründe nochmals dar.  Wenn wir auch sonst gewohnt sind, dass unsere staatliche Mühle etwas langsam mahlt, so dürfen wir in diesem Falle doch zugeben, dass uns der beförderliche Entschluss der Regierung gefreut hat.  Wir dürfen wohl annehmen, dass es ihr selbst darum zu tun war, vor der dritten Mobilisation unserer Truppen diese für unsere Verwaltung uns rühmliche Angelegenheit endgültig zu regeln.
Wenn wir uns entschlossen haben, den Beschluss des Regierungsrates vom 17. Juli 1915 in unserem Organ wörtlich zu veröffentlichen, so geschah es nur darum, den organisierten Kollegen  denselben  in die Hand zu geben, damit jeder über seine Pflichten und Rechte aufgeklärt sei.
Beschluss des Regierungsrates des Kantons Baselstadt betreffend Militärurlaub,  Zivildienst  und  Zivilurlaub  von Staatsbediensteten. (Vom 17. Juli 1916.)
Der Regierungsrat des Kantons Baselstadt trifft für die Dauer der gegenwärtigen Grenzbesetzung (schweizerischer aktiver Militärdienst) nachstehende Verfügung:
1. Staatsbedienstete,  denen im Verlaufe ihres Militärdienstes nachweisbar mit Rücksicht  auf  persönliche  oder  Familienverhältnisse ein militärischer Urlaub gewährt worden ist, sind während der Dauer dieses Urlaubes von  der Arbeitspflicht in der staatlichen Verwaltung befreit und beziehen den durch Grossratsbeschluss vom 22. Oktober 1914 reduzieren Lohn, wie wenn sie sich bei ihrer Truppe befänden. Falls sie während eines solchen Urlaubs in der staatlichen Verwaltung ihren Zivildienst versehen, haben sie für die Dauer der geleisteten Arbeit Anspruch auf den vollen Lohn.
2. Staatsbedienstete,  denen im Verlaufe ihres Militärdienstes als Angehörigen ihrer Truppenabteilung ein allgemeiner militärischer Urlaub,  also Urlaub nicht mit Rücksicht auf persönliche oder Familienverhältnisse, gewährt worden ist, sind, insofern der allgemeine militärische Urlaub nicht mehr als zwei Werktage oder mit Inbegriff eines Sonntages oder Festtages im ganzen nicht mehr als drei Tage umfasst, gemäß Ziffer l zu behandeln.
Wenn der allgemeine militärische Urlaub mehr als zwei Werktage bezw. mit Einschluss des ersten Sonn- oder Festtages im ganzen mehr als drei Tage umfasst, so sind die Staatsbediensteten für die ersten zwei Tage ebenfalls gemäss Ziffer l zu behandeln.  Dagegen sind sie für die ganze weitere Dauer dieses Urlaubes zur Arbeit im staatlichen Zivildienst gegen vollen Lohn verpflichtet. Wer sich dieser Pflicht entzieht, hat,  abgesehen  von den disziplinarischen Folgen jeden Lohnanspruch für die entsprechende Zeit verwirkt.
3. Nach der Entlassung aus dem Militärdienst  haben  die  Staatsbediensteten  am Morgen nach dem Entlassungstage zur gewohnten Zeit ihren staatlichen Zivildienst wieder aufzunehmen. 
Falls jedoch die militärische Entlassung so spät erfolgt, dass der Staatsbedienstete nachweisbar erst abends nach 6 Uhr zu Hause eintreffen kann, so braucht er erst am Nachmittag des folgenden Tages zur gewohnten Zeit seinen staatlichen Zivildienst wieder aufzunehmen.  Für den in diesem Falle versäumten halben Arbeitstag hat  er  Anspruch  auf  den  vollen  Lohn.
4. Staatsbediensteten, die – abgesehen von  den in  Ziffer 3   vorgesehenen Fällen - unmittelbar  vor dem  Einrücken in den Militärdienst  oder  unmittelbar nach  der Entlassung aus demselben einen halben oder ganzen  Tag für sich frei zu haben wünschen,  ist auf vorher gestelltes Ansuchen  hin  von  der  zuständigen  Verwaltung  die  gewünschte Zeit  freizugeben,  und zwar
a)   bei vollem Lohnanspruch für  die versäumte Zeit, wenn der Staatsbedienstete, der Ansprach auf einen gesetzlichen Jahresurlaub  besitzt,  sich die Dienstabwesenheit auf diesen Urlaub anrechnen lässt;
b)  ohne Lohnanspruch,  wenn die Voraussetzung von lit. a nicht   zutrifft.
5. Diese Verfügung tritt am 20. Juli 1915 in Wirksamkeit.
Wenn der Beschluss der Regierung auch nicht ganz nach unserem Wunsche ausgefallen ist, so dürfen wir doch mit Genugtuung konstatieren, dass derselbe in wohlwollender Weise unseren Milizen entgegenkommt.   Die Erledigung dieser Frage wird unseren Mitgliedern aber auch gezeigt haben, dass das Sprüchlein vom „Tischlein, deck dich“  auf unsere gewerkschaftliche Tätigkeit keine Anwendung mehr findet.
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